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Oberverwaltungsgericht des Saarlandes 

 

 

Terminvorschau für Juli 2022 

 

Die Liste gibt einen vorläufigen Überblick – vorbehaltlich weiterer Ladungen und möglicher 

Terminsaufhebung – über die öffentlichen Verhandlungen des Oberverwaltungsgerichts. 

Sie ist – ggf. unter Berücksichtigung von Terminsänderungen – auf unserer Homepage 

unter www.ovg.saarland.de nachzulesen. 

 

 

07.07.2022 

 

Sitzungssaal II 

 

10.00 h      2 C 140/21 

b. P. - PB: RAe Heuking pp. ./. Gem. Überherrn - PB: RAe. Rapräger pp. 

 

Die Antragstellerin ist Eigentümerin eines Einzelhandelsstandorts im Ortskern einer saar-

ländischen Gemeinde. Sie wendet sich mit dem vorliegenden Normenkontrollantrag ge-

gen einen Bebauungsplan, mit dem die Gemeinde die rechtlichen Voraussetzungen für 

die Weiterentwicklung eines anderen bestehenden, etwa 750 m entfernten Einzelhan-

delsstandorts zu einem Fachmarktzentrum geschaffen hat. Die Antragstellerin macht un-

ter anderem eine Verletzung ihres Rechts auf fehlerfreie Abwägung ihrer Eigentümerbe-

lange im Planaufstellungsverfahren geltend. 

 

11.00 h      2 C 326/20 

K. E. - PB: RAe Heimes & Müller ./. Saarland - PB: Rae Rapräger pp. 
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Der Antragsteller betreibt ein Restaurant und ist an einem weiteren Restaurantbetrieb 

beteiligt. Mit seinem am 4.11.2020 gestellten Normenkontrollantrag wandte er sich gegen 

die mit dem § 7 Abs. 1 Satz 1 der Verordnung der Landesregierung zur Bekämpfung der 

Corona-Pandemie (VO-CP) vom 30.10.2020 angeordnete Schließung von Gastronomie-

betrieben. Nach dem zwischenzeitlichen Außerkrafttreten der Regelung beantragt der 

Antragsteller, nachträglich festzustellen, dass diese Betriebsuntersagung aus verfas-

sungsrechtlichen Gründen unwirksam gewesen ist. 

 

21.07.2022 

 

Sitzungssaal II 

 

11.00 h      2 C 64/21 

M. M. - PB: RAe Posser pp. ./. Saarland - PB: RAe Rapräger pp. 

 

11.00 h      2 C 294/20 

1. M. M. u.a. - RAe Posser pp. ./. Saarland - PB: RAe Rapräger pp. 

 
Die Antragstellerinnen beider Verfahren betreiben an verschiedenen Orten im Saarland 
Elektronikfachmärkte. Sie hatten im Jahre 2021 mehrere Normenkontrollanträge gegen 
verschiedene Betriebseinschränkungen durch Verordnungen der Landesregierung zur 
Bekämpfung der Corona-Pandemie (VO-CP) gestellt. In dem Verfahren 2 C 64/21 wandte 
sich die dortige Antragstellerin ursprünglich gegen die in der Fassung der Verordnung 
vom März 2021 angeordnete Schließung verschiedener Ladengeschäfte des Einzelhan-
dels aus seuchenrechtlichen Gründen, die auch ihren Elektronikfachmarkt erfasste. In 
dem Verfahren 2 C 294/21 wandten sich mehrere Antragsstellerinnen gegen für ihre Ge-
schäfte angeordnete Zugangsbeschränkungen durch die in der Fassung der Verordnung 
vom Januar 2022 geregelten Nachweispflichten über das Nichtvorliegen einer Infektion 
mit dem SARS-CoV-2-Virus (sog. „2G-Regelung“). Nach dem zwischenzeitlichen Außer-
krafttreten der genannten Regelungen beantragen die Antragstellerinnen im Hauptsache-
verfahren nachträglich die Feststellung, dass diese Betriebseinschränkungen unverhält-
nismäßig und daher aus verfassungsrechtlichen Gründen unwirksam gewesen sind. 

 
29.07.2022 

 
Sitzungssaal II 

 
10.00 h      1 A 193/20 
 
M. C.- PB: RAe Heimes & Müller ./. Ärztekammer des Saarlandes 
 

Der Kläger begehrt die Befreiung vom ärztlichen Bereitschaftsdienst. Er betreibt neben 

seiner klinischen Haupttätigkeit an einem Krankenhaus in Luxemburg im Saarland eine 

Privatpraxis. Die beklagte Ärztekammer zieht ihn im Hinblick auf seine saarländische Pri-

vatpraxis zum ärztlichen Notfalldienst im Saarland heran. Der Kläger ist der Auffassung, 

dass er hiervon wegen seiner Teilnahme am ärztlichen Bereitschaftsdienst an einem Lu-

xemburger Krankenhaus zu befreien sei. 

 

Verantwortlich: Ursula Freichel 


